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The Law of Privacy and the Media. Ed. by Michael Tugendhat, Iain Christie. – (Ox-
ford:) Oxford University Press (2002). LXXXIV, 779 S. [Nebst:] First Cumula-
tive Updating Supplement. (2004.) XXIII, 155 S.

Die Institute des privacy-Schutzes haben sich im britischen Recht, auch im Zu-
ge des Human Rights Act 1998 und sonstiger verfassungsrechtlicher Diskussio-
nen1 und Konvergenzen, zu einem kaum überschaubaren Geflecht von Einzelge-
setzen und Fallrecht ausgebreitet. Umso dankbarer nimmt man das Buch der 21
Autoren von der Chambers at Five Raymond Buildings, einer im Medienrecht spe-
zialisierten Barrister-Kanzlei des Londoner Gray’s Inn, zur Hand. Es bändigt die
Thematik klar strukturiert, und zwar im 2002 erschienenen Grundwerk auf rund
600 Textseiten (den Anhang der wichtigsten Gesetzestexte nicht mitgezählt), er-
gänzt um das 2004 nachgereichte »Supplement« mit einem Umfang von 150 Sei-
ten.

Die verschiedenen Einzelinstitute, die unter der Überschrift »privacy« grup-
piert werden, finden in ihren Voraussetzungen, Bezügen und Rechtsfolgen aus-
führliche Erörterung. Die Autoren richten ihr Werk – trotz kurzer Länderberich-
te – mit ihrem Detailreichtum wohl vornehmlich an die englische Rechtspraxis.
Doch umso interessierter studiert der Rechtsvergleicher das Werk, in der Hoff-
nung, hier eher etwas über das heftig »in action« befindliche Recht zu erfahren
und im Bewusstsein, wie sehr dem Deutschrechtler die handbuchähnliche (nicht
nach Normen, sondern nach Klagegrundlagen und Anspruchsvoraussetzungen
geordnete) Struktur freundlich entgegenkommt.

Freimütig verzichtet das Buch auf die Diskussion um die Einführung eines all-
gemeinen Deliktstatbestands zum Schutz der Privatsphäre oder, wie es die beiden
Herausgeber nennen, eines »›blockbuster‹ tort of invasion of privacy« (S. IXf.). Ih-
nen geht es vordergründig um die Dokumentation der verschiedenen torts, wel-
che den zwei Bedeutungsrichtungen eines privacy-Schutzes, nämlich dem Schutz
von Geheimnissen und, weitergreifend, von persönlichen Tatbeständen gerecht
werden müssen. Diese Zurückhaltung mag zunächst verwundern. Sie ist indes
taktisch klug gewählt, denn entgegen der optimistischen Aussage des Court of
Appeal in Douglas v. Hello! Ltd: »we have now reached a point where it can be said
with confidence that the law recognises and will appropriately protect a right of
personal privacy«2, bestehen hieran im Einzelnen doch noch Zweifel. So verweist
das Werk etwa auf Schutzlücken beim law of confidence, welches schließlich nur ge-
heime Informationen erfasst, und stuft das englische Recht insoweit klar als un-
terentwickelt ein. Die Autoren sprechen sich letztlich für eine spezifische privacy-
Klagemöglichkeit aus. Sie soll auf die offen gelegte Informationsart abstellen, im
Gegensatz zur jetzigen Rechtslage, in der maßgeblich ist, wie die Information er-
langt wurde.

1 Siehe etwa zur Einführung eines Verfassungsgerichts: Building the UK’s New Su-
preme Court: National and Comparative Perspectives, hrsg von Le Sueur (2004); Gretton,
Farewell to their Lordships?: ZEuP 2005, 514–516; Sydow, Der geplante Supreme Court
für das Vereinigte Königreich im Spiegel der britischen Verfassungsreformen: ZaöRV 64
(2004) 65–94.

2 Douglas v. Hello! Ltd. (No 1), [2001] 2 All E.R. 289 (316, per Sedley LJ.).
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Eines der Grundprobleme des englischen Privatsphärenschutzes liegt darin be-
gründet, dass er nach verbreiteter Ansicht wegen seiner jahrzehntelangen Ver-
nachlässigung nur durch die Legislative geschaffen werden kann.3 Die Politik wie-
derum konnte sich trotz verschiedener Expertengremien4 zu keiner grundlegen-
den Reform durchringen5 und schuf allein in Einzelbereichen eine Abhilfe, so et-
wa für unzumutbare Belästigungen durch stalking mit dem Protection from Ha-
rassment Act 1997. Umgekehrt hat der Human Rights Act 1998 am 2.10. 2000
die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) samt ihres Art. 8 in engli-
sches Recht umgesetzt. Der englische Gesetzgeber hat im Zuge dieses Großpro-
jekts die darin enthaltene europäische Zielvorgabe übernommen: »Jede Person
hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und
ihrer Korrespondenz.« Artikel 8 EMRK nötigt folglich verfassungsrechtlich zu ei-
ner grundsätzlichen Akzeptanz zumindest von Aspekten des privacy-Schutzes,
zeigt aber den deliktsrechtlichen Weg dorthin nicht auf. Das House of Lords hat
jedoch in Wainwright v. Home Office klargestellt, das englische Recht kenne keinen
allgemeinen Deliktstatbestand zum Schutz der Privatsphäre. Lücken könnten teils
durch judikative Fortentwicklungen bestehender Prinzipien, teils nur durch den
Gesetzgeber gefüllt werden. Ohnehin bestünden nach Lord Hoffmann angesichts
des Umstands, dass die USA die Beschränkung der Privatsphäre auf vier verschie-
dene Schutztatbestände herunterbrechen (nämlich intrusion, appropriation of a per-
son’s name or likeness, publicity sowie in rund dreißig Bundesstaaten false light),6

Zweifel an der Sinnhaftigkeit einer solchen Generalisierung.7

Somit setzt sich das englische Deliktsrecht auch weiterhin aus einzelnen Tatbe-
ständen zusammen. Das erste Kapitel stellt dieses Mosaik grob vor, und zwar in
fallrechtlicher Hinsicht mit den Klagen trespass, wrongful interference with goods, nui-
sance, breach of confidence, defamation and malicious falsehood sowie in legislativer Hin-
sicht mit dem Copyright, Designs and Patents Act 1988, dem Broadcasting Act
1996, dem Data Protection Act 1998, dem Freedom of Information Act 2000 so-
wie mit verschiedenen straf-, verwaltungs- und arbeitsrechtlichen Gesetzen
(Rz.1.03ff.). Der Rest des ersten Kapitels ist dem Stellenwert des Human Rights
Act 1998 gewidmet. Das Gesetz setzt die Menschenrechtskonvention zwar um,
macht deren Rechte aber bei ganz strenger Sichtweise doch nicht zum Bestand-

3 Kaye v. Robertson, [1991] F.S.R. 62 (71) (C.A.); in Deutschland wäre in diesem Fall
§23 II KUG zu beachten gewesen.

4 Dazu Gounalakis/Glowalla, Reformbestrebungen zum Persönlichkeitsschutz in Eng-
land – Teil 1: Gegenwärtige Rechtslage und die Vorschläge des Report of the Committee
on Privacy and Related Matters (Calcutt-Report): AfP 28 (1997) 771–777; Teil 2: Evalua-
tion durch den Review of Press Self-Regulation (Calcutt-Review): ebd. 870–875; zum
Younger Report 1972, McGregor Report 1977, Lindop Report 1978, Calcutt Report
1990, Calcutt Review 1993 und zum Report into Media and Press Intrusion 2003 das be-
sprochene Werk in Rz.1.35–1.63 sowie Supplement Rz.1.62A-L.

5 Zu den Gründen und Diskussionen Gounalakis/Rösler, Ehre, Meinung und Chancen-
gleichheit im Kommunikationsprozess, Eine vergleichende Untersuchung zum englischen
und deutschen Recht der Ehre (1998) 54ff.

6 Grundlegend Prosser, Privacy: Calif. L. Rev. 48 (1960) 383–423.
7 Wainwright v. Home Office, [2003] 3 W.L.R. 1137 (1142, per Lord Hoffmann); Supple-

ment Rz.1.01, 1.63, 1.68, 1.69, 3.03.
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teil des englischen Rechts, sondern schafft nur Möglichkeiten, diese vor engli-
schen Gerichten durchzusetzen (Rz.1.63, N.168). Eine solche spitzfindige Un-
terscheidung verweist auf die Schwierigkeiten eines Rechtssystems ohne Grund-
rechtskatalog, ohne Verfassungsgericht, ohne eine geschriebene Verfassung und
mit klarer Parlamentssouveränität, in dem die Menschenrechte leicht als »Verfas-
sungsersatz« fungieren können.8

Das zweite Kapitel erörtert Prinzipien und Quellen des privacy-Schutzes und
nimmt hierbei Rekurs auf den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR), dessen Bedeutung kürzlich durch das Aufsehen erregend prominen-
tenfreundliche Urteil in Sachen Caroline von Hannover gegen Deutschland deutlich
wurde. Die Veröffentlichung von Fotografien aus dem Alltagsleben von Promi-
nenten ohne Amt, welche außerhalb einer politischen oder öffentlichen Debatte
»lediglich die Neugier eines bestimmten Publikums befriedigt«, ist danach unzu-
lässig.9 Die französischrechtlich inspirierte Entscheidung10 des EGMR, mit der
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 15.12. 199911 im Sinne
des Art. 8 EMRK als menschenrechtsverletzend gewertet wurde und die den Pri-
mat der Pressefreiheit, wie er im angloamerikanischen Recht vorherrscht, in Fra-
ge stellt, macht die Schwierigkeiten bei der Einordnung von EGMR-Entschei-
dungen deutlich. In der deutschen Diskussion wurde stets betont, die EMRK ha-
be nur den Rang eines einfachen Gesetzes und die Urteile des EGMR hätten kei-
ne unmittelbare Wirkung im deutschen Recht. Dessen ungeachtet kann eine völ-
kerrechtswidrig unterlassene Beachtung eines Straßburger Urteils mit der Verfas-
sungsbeschwerde beim BVerfG angegriffen werden.12

8 Näher Rösler, Das Verhältnis von Parlament, Gerichtsbarkeit und Privilegierung im
Ehrenschutz, oder: London, a Town Named Sue – Entscheidung des House of Lords vom
23. März 2000 mit Anm.: ZEuP 2003, 155–173 (anlässlich Hamilton v. Al Fayed, [2000] 2
All E.R. 224); ders., Großbritannien im Spannungsfeld europäischer Rechtskulturen:
ZVglRWiss. 100 (2001) 448 (449f., 463); zum Schutz der Wohnung siehe den Bespre-
chungsaufsatz Wurmnest, An Englishman’s house is his castle!?, Englisches Mietrecht unter
dem Einfluss des europäischen Verfassungsrechts: ZEuP 2005, 162–185.

9 EGMR 24.6.2004 – 59320/00 (Caroline von Hannover/Deutschland), NJW 2004, 2647;
dazu v. Hein, Die Europäisierung des Persönlichkeitsrechtsschutzes, Das Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte in der Sache Caroline von Hannover gegen
Deutschland: Zeitschrift für Gemeinschaftsprivatrecht (GPR) 2003/04, 252–258; Beu-
thien, Das Recht auf nichtmediale Alltäglichkeit: Kommunikation und Recht (K&R)
2004, 457–460; Ohly, Harmonisierung des Persönlichkeitsrechts durch den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte?, Rechtsvergleichende Anmerkungen zum Urteil in der
Sache von Hannover/Deutschland: GRUR Int. 2004, 902–912; Zagouras, Bildnisschutz
und Privatsphäre im nationalen und europäischen Kontext, Das Springreiter-Urteil des
BGH vor dem Hintergrund der Caroline-Entscheidung des EGMR: Archiv für Presse-
recht (AfP) 2004, 509–511.

10 Zu den Hintergründen Bartnik, Caroline à la française – ein Vorbild für Deutschland?:
AfP 2004, 489–495.

11 BVerfG 15.12.1999, NJW 2000, 1021.
12 BVerfG 14.10. 2004, NJW 2004, 3407; dazu Sauer, Die neue Schlagkraft der gemein-

europäischen Grundrechtsjudikatur: ZaöRV 65 (2005) 35–69; Breuer, Karlsruhe und die
Gretchenfrage: Wie hast du’s mit Straßburg?: Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
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Über die parallelen Probleme im englischen Recht schweigt sich das vorlie-
gend besprochene Werk zwar weitgehend aus. Es wird dafür aber das US-ameri-
kanische, französische, deutsche, irische, neuseeländische, australische, südafrika-
nische und kanadische Recht zum Schutz der Privatsphäre kurz dargestellt
(Rz.2.39ff.). Das Werk überschreitet damit freudig die Grenzen zwischen Com-
mon und Civil Law, zumal in diesem Bereich die Führungsrolle der englischen
Mutterrechtsordnung klar an die USA13 abgetreten worden ist. In England wird
zurzeit angesichts beträchtlicher verfassungsrechtlicher Verunsicherungen der
rechtsvergleichende Blick mehr denn je gewagt, so etwa hinsichtlich der (Dritt-)
Wirkung von Menschenrechten im Allgemeinen14 und dem rechten Ausmaß des
privacy-Schutzes in Abwägung mit der Meinungsfreiheit im Besonderen.15

Das dritte Kapitel widmet sich den privacy-Rechten in England und Wales, bie-
tet aber auch entsprechende Darstellungen vor allem zu den USA und zu Frank-
reich (Rz.3.01ff.). Behandelt werden das Eindringen in die Privatsphäre samt Pa-
parazzi-Problematik (intrusion), der Schutz privater Tatsachen, die falsche Darstel-
lung des Lebensbildes (false light portrayal), Persönlichkeits- und Bildnisschutz (per-
sonality and publicity rights), Copyright Designs and Patents Act 1988, passing off,
Markenrecht sowie wiederum breach of confidence. Hervorzuheben sind zum letz-
ten Deliktstatbestand die Entscheidungen in Sachen Douglas v. Hello! Ltd., bei de-
nen es um die unautorisierte Veröffentlichung von Fotos der Hochzeit von Ca-
therine Zeta-Jones und Michael Douglas ging. Die vom Hochzeitspaar aufgrund
des Exklusivverwertungsrechts der Zeitschrift OK!16 gewählten Sicherheitsmaß-
nahmen verdeutlichten, es handle sich bei den Abbildungen um ein wertvolles
Vermögensgut, das wie ein Geschäftsgeheimnis durch das Recht des breach of confi-
dence zu schützen sei.17 Dass das englische Recht hier die Gewinnabschöpfung

(NVwZ) 2005, 412–414; siehe auch Mann, Auswirkungen der Caroline-Entscheidung des
EGMR auf die forensische Praxis: NJW 2004, 3220–3222.

13 Grundlegend Warren/Brandeis, The Right to Privacy: Harv. L. Rev. 4 (1890)
193–220.

14 Markesinis, Privacy, Freedom of Expression and the Horizontal Effect of the Human
Rights Bill: Lessons From Germany: L.Q.Rev. 115 (1999) 47–88; The Impact of the Hu-
man Rights Bill on English Law, hrsg. von dems. (1998); Murray Hunt, The Horizontal Ef-
fect of the Human Rights Act: Public Law 1998, 423–443; Buxton, The Human Rights Act
and Private Law: L.Q.Rev. 116 (2000) 48–65.

15 Markesinis/Fedtke/O’Cinneide/Hunter-Henin, Concerns and Ideas About the Devel-
oping English Law of Privacy (And How Knowledge of Foreign Law Might Be of Help):
Am. J. Comp. L. 52 (2004) 133–208; Brömmekamp, The Human Rights Act 1998 in Com-
parison with the Protection of Privacy and Personality in Germany: Yearbook of Copy-
right and Media Law 2000, 68–99; Protecting Privacy, hrsg. von Markesinis (1999); 28 Län-
derberichte in: International privacy, publicity and personality laws, hrsg. von Michael Hen-
ry (2001).

16 Sedley L.J. in Douglas v. Hello! Ltd. (No 1) (oben N.2) 324 schrieb hierzu: »The first
two Claimants had sold most of the privacy they now seek to protect to the third Claimant
for a handsome sum.«

17 Douglas v. Hello! Ltd. (No 1) (oben N.2) (besprochen von Amelung/Vogenauer, Schutz
der Privatheit vor Presseveröffentlichungen [C.A.]: ZEuP 2002, 341–364) sowie (No 5),
[2003] 3 All E.R. 996 (dazu Supplement Rz.3.96); weiter Ohly, Persönlichkeitsschutz im
englischen Recht: RabelsZ 65 (2001) 39–77; Dostmann, Der Schutz der Persönlichkeit in
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vorsieht, erscheint dogmatisch treffender18 als die deutsche Lösung über eine
»Geldentschädigung«.19

Das vierte Kapitel behandelt die Veröffentlichung von privaten Informationen.
Verwiesen wird auf die schwierige Kategorie der Informationen, die zwar privat,
aber nicht vertraulich im Sinne des breach of confidence sind (Rz.4.15ff.). Über-
blicksartig wird die Haftung für verschiedene Informationsveröffentlichungen,
etwa über Kinder, Verstorbene, Unternehmen und Behörden, gestreift
(Rz.4.44ff.). Im fünften Kapitel finden die Prinzipien und Voraussetzungen des
Data Protection Act 1998 Erläuterung, welcher die EG-Richtlinie 95/4620 in bri-
tisches Recht umsetzt. Hervorgehoben wird die Bedeutung der Einwilligung in
die Datenverarbeitung, etwa bei ärztlicher Behandlung (Rz.5.39). Eine Ausnah-
me für die Medien enthält das Gesetz in s. 32, wonach eine Verarbeitung von per-
sönlichen Daten für eine journalistische Veröffentlichung zulässig ist
(Rz.5.78ff.).21

Gegenstand des sechsten Kapitels ist die vertiefte Darstellung der Klagevoraus-
setzungen für die Vertraulichkeitshaftung, deren Bedeutung und Potenzial bereits
erwähnt wurden. Die Wurzeln des breach of confidence finden sich in dem Fall Prince
Albert v. Strange.22 Hier ging es um die Veröffentlichung eines Kataloges von pri-
vaten Radierungen, die Queen Victoria und Prince Albert angefertigt hatten.
Trotz dieses im Privatleben situierten Sachverhaltes hat sich die Klageart vor allem
im Bereich der Wirtschaft mitsamt dem besagten Schutz von Geschäftsgeheim-
nissen fortentwickelt. In letzter Zeit konnte das Institut jedoch auch zum Schutz
vor Veröffentlichung von Krankheiten, Details des Ehelebens, Beziehungen, In-
halt von Privatgesprächen und anderen vertraulichen Sachverhalten genutzt wer-

Deutschland und England unter besonderer Berücksichtigung der Grund- und Menschen-
rechte: Zeitschrift für europarechtliche Studien (ZEuS) 2003, 233–296; Amelung, Der
Schutz der Privatheit im Zivilrecht: Schadensersatz und Gewinnabschöpfung bei Verlet-
zung des Rechts auf Selbstbestimmung über personenbezogene Informationen im deut-
schen, englischen und US-amerikanischen Recht (2002); N.Nolte, Der zivilrechtliche
Schutz der Privatsphäre in England (1999); P. Schmitz, Persönlichkeitsschutz als Bürgerli-
che Freiheit im englischen Recht unter besonderer Berücksichtigung der Kollision mit der
Pressefreiheit (1996).

18 Hoppe, Campbell v. Mirror Ltd. – das »Model«-Urteil zu Privacy?: Zeitschrift für Ur-
heber- und Medienrecht (ZUM) 2005, 41–45 (45).

19 Dazu näher jüngst BGH 5.10. 2004, BGHZ 160, 298 = NJW 2005, 215; eine Ein-
griffsbereicherung und bei Kenntnis vom Fehlen des Einverständnisses eine Geschäftsan-
maßung bejahend Beuthien/Schmölz, Persönlichkeitsschutz durch Persönlichkeitsgüter-
rechte: Erlösherausgabe statt nur billige Entschädigung in Geld (1999) 39ff.; Gounalakis,
Persönlichkeitsschutz und Geldersatz: AfP 1998, 10–25; Witzleb, Geldansprüche bei Per-
sönlichkeitsverletzungen durch Medien (2002).

20 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.10. 1995
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum
freien Datenverkehr, ABl. L 281/31.

21 Vgl. §41 BDSG; Neunhoeffer, Das Presseprivileg im Datenschutzrecht: eine rechtsver-
gleichende Betrachtung des deutschen und englischen Rechts (2005) 413ff.

22 Prince Albert v. Strange (1849), 1 Mac & G 25, 41 E.R. 1171 (C.A.); weiter Phillipson,
Transforming Breach of Confidence?, Towards a Common Law Right of Privacy under the
Human Rights Act: Mod. L.R. 66 (2003) 726–758.
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den (Rz.6.06f.). Grundlage einer Vertrauenspflicht können eine Vertragsbezie-
hung, etwa aus dem Arbeits- und Wirtschaftsleben, sowie Billigkeitsgründe
(»equity«) bilden (Rz.6.08f.).

Allerdings hat das House of Lords in Campbell v. Mirror Group Newspapers plc.
(MGN)23 den breach of confidence nennenswert fortentwickelt, indem nun das Er-
fordernis einer gesonderten Vertrauensbeziehung nicht mehr besteht. Die duty of
confidence entstehe vielmehr stets, sofern es um die Behandlung einer Information
geht, welche vernünftigerweise als vertraulich anzusehen ist. Damit bietet der
breach of confidence einen eigenständigen und nicht mehr nur auf besonderen Ver-
trauensbeziehungen basierenden Schutz gegen die Publizierung von privaten In-
formationen. Die Veröffentlichung von heimlich aufgenommenen Fotos, die
Naomi Campbell beim Besuch von Sitzungen der Narcotics Anonymous zeigten,
wurde als privatrechtswidrig eingestuft – auch in Ermangelung eines strafrechtli-
chen Schutzes, so wie er in Deutschland seit 2004 mit §201a StGB zur Verletzung
des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen vorgesehen ist.24

Das siebte Kapitel erläutert das traditionelle tort of defamation, dessen Grenzen
aber rasch offenbar werden. Der in libel und slander untergliederte Tatbestand ver-
mag nämlich nur bei Unwahrheit der betreffenden Äußerung zu helfen, da die
Wahrheit25 eigentümlicherweise als justification ein Verteidigungsmittel bietet.26

Außerdem muss die Äußerung selbstverständlich diffamierend sein, also das An-
sehen des Betroffenen in den Augen rechtschaffener Bürger schmälern
(Rz.7.05). Abgerundet wird das Kapitel mit Ausführungen zur public-figure-Dok-
trin der USA, aber auch zum Recht von New South Wales (Australien) und zu
Frankreichs weitreichendem Art.9 Code civil über den Privatsphärenschutz.27

Die Einbeziehung der beiden letztgenannten Rechtsordnungen ist nicht zuletzt
deswegen sinnvoll, da die Wahrheit hier – wie auch in Deutschland – kein absolu-
tes Verteidigungsmittel bietet (Rz.7.53ff.).28 Zudem ist in den USA aufgrund der
herausgehobenen Stellung des First Amendment über die Meinungs- und Presse-
freiheit – im Unterschied etwa zu England29 und dem Kontinent – eine vorherige
Veröffentlichungsbeschränkung (prior restraint) durch eine einstweilige Unterlas-

23 Campbell v. Mirror Group Newspapers plc. (MGN), [2004] United Kingdom House of
Lords (UKHL) 22 = [2004] 2 W.L.R. 1232; dazu Hoppe (oben N.18) 41–45.

24 Bosch, Der strafrechtliche Schutz vor Foto-Handy-Voyeuren und Paparazzi: JZ 2005,
377–385.

25 Mit Ausnahme des Rehabilitation of Offenders Act 1974 und des Datenschutzes.
26 Siehe zu den Voraussetzungen und »defences« das Standardwerk Gatley, On Libel &

Slander10, hrsg. von Milmo/Parkes/Busuttil/Speker (2004); Gounalakis/Rösler (oben N.5)
15ff.

27 1970 eingefügt und auf Art. 8 EMRK basierend: »Chacun a droit au respect de sa vie
privée.«

28 Zu den Unterschieden näher Gounalakis, Privacy and the Media, A Comparative Per-
spective (2000) 33ff.; ders., Medienpersönlichkeitsrechte in rechtsvergleichender Sicht: AfP
32 (2001) 271–275; Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung3 (1996) 704ff.

29 Dazu ausdrücklich s. 12(3) Human Rights Act; vom House of Lords kürzlich ausge-
legt in Cream Holdings Lit. v. Banerjee, [2004] UKHL 44 = [2004] 3 W.L.R. 918; bespro-
chen von A.T.H. Smith, Cambridge L.J. 63 (2005) 4–8; zur Vorinstanz im Supplement
Rz.7.35ff.
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sungsverfügung nicht möglich. Im achten Kapitel wird kurz das Urheber- und
Urheberpersönlichkeitsrecht behandelt. Erörtert wird etwa das Recht auf freie
Nutzung30 (Rz.8.33ff.), aber auch das Recht am eigenen Interview unter s. 58
des Copyright Designs and Patents Act 1988 (Rz.8.63ff.).

Als Rechtfertigungen (defences) werden im neunten Kapitel zusammenfassend
zu den verschiedenen Klagen die Zustimmung, der Verzicht, die öffentliche Zu-
gänglichkeit zur Information sowie die Veröffentlichung im öffentlichen Interes-
se behandelt. Abschließend wird die Verjährung erläutert (Rz.9.128ff.). Die
wichtigen Rechtsmittel wie Unterlassungsklagen und Geldersatz leuchtet das
zehnte Kapitel aus. Einstweilige Verfügungen sind, wie erwähnt,31 nach s. 12 Hu-
man Rights Act möglich, obwohl das englische Recht durchaus dem US-ameri-
kanischen Prinzip der Geldkondemnation verbunden ist.32 Das Buch stellt die Vo-
raussetzungen und den bei Eilentscheidungen besonders schwierigen Konflikt
zwischen Meinungsfreiheit und Persönlichkeitsschutz unter Rz.10.01ff. gründ-
lich dar. Sodann wird der Geldersatz näher ausgeführt, für den das englische
Recht mit compensatory damages, aggravated damages sowie der Gewinnabschöpfung
verschiedene Schadenersatzarten vorsieht (Rz.10.74ff.).

Als Themenkreis, der die Medieninteressen in besonderem Maße betrifft, wird
die Informations- und Nachrichtengewinnung im elften Kapitel vorgestellt. Be-
handelt wird der Zugang zu staatlichen Informationen, etwa aufgrund des Free-
dom of Information Act 2000 (Rz.11.10ff.). Als mögliche Deliktstatbestände für
Journalisten und Fotografen33 werden trespass, nuisance, harassment und distress er-
läutert (Rz.11.34ff.). Das zwölfte Kapitel hat privacy in der Rechtspflege zum Ge-
genstand. Erörtert werden die Konflikte zwischen dem Recht auf ein faires und
öffentliches Gerichtsverfahren (Art. 6 I EMRK), dem Interesse der Öffentlichkeit
an Informationsversorgung sowie der Schutz von privaten Informationen ver-
schiedener direkt oder indirekt am Prozess beteiligter Personen. Schwerpunkte
bilden der Zugang zum Gerichtssaal und zu den Prozessakten (Rz.12.10ff.).

Das dreizehnte Kapitel behandelt die wichtigen Privacy Codes of Practice als
Selbstkontrollinstitute für Presse und Rundfunk. Deren Festsetzungen sind zwar
nicht rechtsverbindlich, aber die Institutionen können zu Beschwerden über Per-
sönlichkeitsverletzungen Stellung nehmen. Als Kodizes, die allesamt auch im An-
hang des Buches abgedruckt sind (S.715ff.), wären zu nennen: der Broadcasting
Standards Commission Code of Guidance on Privacy and Fairness, der Indepen-
dent Television Commission Programme Code, der Radio Authority Program-
me Code, die BBC Producers’ Guidelines sowie der Press Complaints Commis-
sion Code of Practice, der sogar in clause 2 ein – ansonsten fehlendes34 – right of re-
ply vorsieht. Schwerpunkt des vierzehnten und zugleich letzten Kapitels ist der

30 »Fair dealing« nach dem 2003 geänderten s. 30 Copyright Designs and Patents Act
1988.

31 Bereits oben N.29.
32 Siehe Bruns, Persönlichkeitsschutz und Pressefreiheit auf dem Marktplatz der Ideen:

JZ 2005, 428–436, der das französische Rechtsbehelfsmodell für vorzugswürdig erachtet.
33 Siehe Michalos, Law of Photography and Digital Images (2004).
34 Rösler, Pressegegendarstellung bei Meinungen, Das europäische Erwiderungsrecht als

Maßstab?: ZRPol. 1999, 507–509; Schmits, Das Recht der Gegendarstellung und das Right
of Reply (1997).
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Schutz von journalistischen Unterlagen. Hier wird etwa die Missachtung des Ge-
richts nach s. 10 des Contempt of Court Act 198135 und andere Einzelgesetze ein-
gehend behandelt. Im Anhang (S.617–733) finden sich – neben den besagten
Verhaltenskodizes – beispielsweise Auszüge des Human Rights Act 1998, Pro-
tection from Harassment Act 1997 sowie gemeinschaftsrechtliche und englische
Datenschutzvorschriften.

Obwohl das Gemeinschaftswerk in der Darstellungskohärenz an der großen
Anzahl seiner Autoren leidet, dokumentiert es gleichwohl für Praktiker wie Wis-
senschaftler äußerst lesenswert den zivil- und öffentlichrechtlichen Schutz der
Privatsphäre in England und Wales,36 und zwar unter Einschluss von rechtsver-
gleichenden Ausführungen, die stets mit klug gewählten Nachweisen versehen
sind. Für jeden, der sich über den verfassungsrechtlich determinierten und vor al-
lem deliktsrechtlich näher ausgestalteten Konflikt zwischen Privatheit (Art. 8
EMRK) und öffentlichem Informations- und Unterhaltungsinteresse (Art. 10
EMRK) beschäftigt, gibt das Buch einen wertvollen Überblick über den Rechts-
stand – zumal sich das britische Recht mit den Rights Brought Home37 ganz neuen
Herausforderungen stellt.

Hamburg Hannes Rösler

35 Dazu Rz.14.13ff.; Arlidge/Eady/Smith, On Contempt3, hrsg. von Eady/A.T.H.
Smith (1999).

36 Siehe auch das im gleichen Verlag erschienene, kürzere Buch von Rozenberg, Privacy
and the Press (2005).

37 So der programmatische Titel des »White Paper« der Regierung zur Umsetzung der
EMRK: Rights Brought Home: The Human Rights Bill (1997) (Cm. 3782).

Marquardt, Bernd: Umwelt und Recht in Mitteleuropa. Von den grossen Rodun-
gen des Hochmittelalters bis ins 21. Jahrhundert. (Zugl.: St. Gallen, Univ., Ha-
bil.-Schr., 2003.) – (Zürich, Basel, Genf:) Schulthess 2003. XVIII, 711 S. (Zür-
cher Studien zur Rechtsgeschichte. 51.)

Auch der Umweltschutz und das ihn steuernde Recht blicken – was heute
noch längst nicht überall mit der notwendigen Klarheit erkannt wird – im mittel-
europäischen Raum auf eine lange historische Tradition zurück. Sogar auf eine
längere, als sie der Titel der von Bernd Marquard in seiner St. Gallener Habilitati-
onsschrift umrissene Zeitraum zunächst suggeriert. Dies sei vorab angemerkt,
ohne die von Marquardt vorgenommne zeitliche Eingrenzung der Thematik da-
mit ernstlich kritisieren zu wollen.

Der Autor untergliedert sein – ungeachtet der nachfolgenden, zum Teil kriti-
schen Anmerkungen uneingeschränkt zur Lektüre zu empfehlendes – Werk gut
nachvollziehbar und dem thematischen Anliegen gerecht werdend, in drei epo-
chale Hauptteile: Der erste Teil (S.5–296) bezieht sich auf die Zeit zwischen 950
und 1800, die als »Umweltrecht in der solarenergetisch-agrahochkulturellen
Epoche Mitteleuropas« bezeichnet wird. Der zweite Teil (297–422) ist dem »Um-
weltrecht im Zeitalter der großen Transfomation ›weg von der agrarische Hoch-
kultur‹« verschrieben und behandelt den Zeitraum zwischen 1800 und 1950. Der




